
Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Erstellt am:  04.06.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Beirat bei der unteren Naturschutzbehörde 03.06.2020 öffentlich

2.1
Landschaftsplan Dortmund (Satzung)
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 17243-20)

Beschluss

Der Beirat empfiehlt dem Rat mit einer Enthaltung, den Landschaftsplan als Satzung zu 
beschließen und hierbei die vom Beirat in seinen Beschlüssen vom 13.4.2015 (Vorentwurf), 
28.11.2017 (1. Offenlage) und 10.4.2019 (2. Offenlage) vorgetragenen Anregungen zu 
berücksichtigen. 

In Bezug auf die geplante Neuregelung der Hundeführung in Waldbereichen der 
Naturschutzgebiete bittet der Beirat, den Vorschlag der Verwaltung in der Weise abzuändern, 
dass es in den alten 14 Naturschutzgebieten (u.a. Beerenbruch, Alte Körne, Ölbachtal, 
Ruhrsteilhänge Hohensyburg) bei der strikten Anleinpflicht bleibt (s. Beschlüsse des Rates 
von 2004 und 2005) und in den Waldbereichen der neuen Naturschutzgebiete eine generelle 
Anleinpflicht eingeführt wird. Aus der Sicht des Beirates ist eine generelle Anleinpflicht 
gerade in einer Großstadt wie Dortmund mit seiner hohen Hundedichte ökologisch notwendig 
und rechtlich begründbar. Der Beirat regt darüber hinaus die Herausgabe einer Broschüre mit 
zugelassenen Auslaufflächen für Hunde an.

Der Landschaftsplan allein kann den zum Teil dramatischen Rückgang der Arten nicht 
stoppen. Deshalb bittet der Beirat den Rat, die Verwaltung zu beauftragen, folgende 
flankierende Maßnahmen vorzubereiten, sodass sie vom neuen Rat beschlossen werden 
können. 

1. Arten- und Biodiversitätskonzept 

Der Beirat schlägt ein Arten- und Biodiversitätskonzept vor, an dem das Umweltamt (mit 
Stadtforst), das Grünflächenamt, die Sport- und Freizeitbetriebe, die Friedhöfe und die 
Entwässungsbetriebe etc. beteiligt werden. Die Landwirtschaft, der Beirat und die 
Naturschutzverbände sollten ebenfalls miteinbezogen werden. Die städtischen Liegenschaften 
können hierfür vorrangig genutzt werden. Pachtverträge sind entsprechend anzupassen. 
Mögliche Ertragsausfälle sollten den Landwirten ggf. ersetzt werden. 

2. Pflege- und Entwicklungskonzept 

Für die Pflege der Festsetzungen im Landschaftsplan durch das Umweltamt und städtischer 
Grünflächen durch das Grünflächenamt (u.a. „Grüner Ring“ um das Westfalenhüttengelände) 
ist ein erhöhter Aufwand für Sachmittel und Personal erforderlich. Um eine effektive und 
qualifizierte Pflege dieser Flächen sicherzustellen, schlägt der Beirat eine Zusammenführung 
der mit der Grünpflege betrauten Ämter in einem eigenen Dezernat vor. Hilfsweise könnte ein 
übergreifender Personalpool und ein gemeinsamer Gerätepark geschaffen werden 
(Umweltamt, Grünflächenamt, Sport- und Freizeitbetriebe, Friedhöfe, Entwässerung etc.). 
Beispiel „Pflege von Obstbäumen“: Hier könnten das Personal unabhängig vom Standort der 
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Obstbäume auf Streuobstwiesen, Parks und Straßenrändern qualifiziert und dadurch 
Synergieeffekte genutzt werden. Hierbei können die Erfahrungen der Biologischen Station, 
u.a. im Kreis Unna genutzt werden.  

Darüber hinaus regt der Beirat die Gründung eines Landschaftspflegeverbandes gemäß § 3 
Abs. 4 Bundesnaturschutzgesetz an: 

Mit der Ausführung landschaftspflegerischer und -gestalterischer Maßnahmen sollen die 
zuständigen Behörden nach Möglichkeit land- und forstwirtschaftliche Betriebe, 
Vereinigungen, in denen Gemeinden oder Gemeindeverbände, Landwirte und Vereinigungen, 
die im Schwerpunkt die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege fördern, 
gleichberechtigt vertreten sind (Landschaftspflegeverbände), anerkannte 
Naturschutzvereinigungen oder Träger von Naturparken beauftragen. 

3. Maßnahmen zur Vernetzung der ökologischen Kernzonen 

Zur Vernetzung der Naturschutzgebiete als ökologische Kernzonen sollten neben 
Anpflanzungen und der Anlage herbizidfreier Ackerrandstreifen geprüft werden, ob wenig 
befahrene Straßen und Wege im Freiraum für den Kfz-Verkehr gesperrt werden können, wie 
dies erfolgreich z.B. bei der Eichwaldstraße, Aplerbecker Waldstraße und Höfkerstraße 
realisiert wurde. Die Zuständigkeit liegt bei den Bezirksvertretungen, denen der Beirat seine 
Mitarbeit anbietet. Weitere Maßnahmen wie die Einrichtung von Grünbrücken und 
Amphibientunnel sind zu prüfen. 

4. Überarbeitung der ökologischen Waldpflegegrundsätze 

Bezüglich des Naturschutzes im Wald regt der Beirat die Novellierung der „Ökologischen 
Waldpflegegrundsätze“ aus dem Jahr 1993 an. Ziel sollte eine Erhöhung des Altholzanteils, 
die Ausweitung des Anteils forstlich nicht genutzter Naturwaldzellen von 5 auf 10 Prozent 
sowie die Einführung bodenschonender Holzernteverfahren (Einsatz von Winden und 
Rückepferden) insbesondere in den Naturschutzgebieten sein. 

5. Ausschilderung der Naturschutzgebiete 

Die bisher üblichen Erläuterungsschilder zu den Ver- und Geboten unter den NSG-Schildern 
sollten an den Hauptwegen wieder angebracht werden. Hierbei könnten die Schilder des 
Kreises Unna als Muster verwendet werden. Die zugelassenen Wege im Wald der NSGs 
sollten mit Piktogrammen gekennzeichnet werden. An den Eingängen zum Wald sollte ein 
Übersichtsplan mit den Wegen aufgestellt werden. 

6. Anpassung des Flächennutzungsplans 

Der Beirat bittet den Rat, nicht mehr verfolgte bauliche Darstellungen aus dem 
Flächennutzungsplan (z.B. Gewerbegebiete Buddenacker und Groppenbruch, Nordteil der 
Wohnbaufläche Wickede-West) als Fläche für die Landwirtschaft darzustellen und als LSG 
bzw. NSG auszuweisen. Dies gilt auch für die Fläche zwischen Bolmke und Stockumer 
Straße (Darstellung „Kleingartenanlage“), die nach dem Wunsch der Bezirksvertretung 
Hombruch als Landschaftsschutzgebiet dargestellt werden soll.
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Erstellt am:  10.06.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Bezirksvertretung Aplerbeck 09.06.2020 öffentlich

zu TOP 11.5
Landschaftsplan Dortmund (Satzung)
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 17243-20)

Die Bezirksvertretung Aplerbeck beschließt mit 9 Ja-Stimmen (SPD-Fraktion, Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, Einzelmitglied Bürgerliste, Einzelmitglied Die Linke) bei 5 
Nein-Stimmen (CDU-Fraktion) und 1 Enthaltung (Mitglied CDU-Fraktion) die vom 
Beirat in seinen Beschlüssen vom 13.4.2015 (Vorentwurf), 28.11.2017 (1. Offenlage) und 
10.4.2019 (2. Offenlage) vorgetragenen Anregungen zu berücksichtigen.

Die Bezirksvertretung Aplerbeck empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund einstimmig 
und mit o. g. Ergänzung folgendes zu beschließen:

I. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange sowie der Bürgerinnen und Bürger geprüft und 
beschließt, den Empfehlungen der Verwaltung - wie in der Anlage 1 dieser Vorlage 
dargestellt - zu folgen.
Rechtsgrundlagen:
§ 11 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz –
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 4. März 2020 (BGBl. I S. 440) in Verbindung mit § 7 Abs. 1 des 
Gesetzes zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzgesetz –
LNatSchG NRW) vom 21. Juli 2000 in der Fassung vom 15. November 2016 (GV 
NRW S. 934 / SGV NRW 791) sowie den §§ 15 und 16 in Verbindung mit § 20 
LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023).

II. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange sowie aus der durchgeführten öffentlichen Auslegung des 
Landschaftsplanes Dortmund geprüft und beschließt, den Empfehlungen der 
Verwaltung - wie in der Anlage 2 dieser Vorlage dargestellt - zu folgen.
Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 LNatSchG NRW sowie den §§ 15-17 in 
Verbindung mit § 20 LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 GO 
NRW.

III. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange sowie der erneut durchgeführten öffentlichen 
Auslegung des Landschaftsplanes Dortmund geprüft und beschließt, den Empfehlungen 
der Verwaltung -  wie in der Anlage 3 dieser Vorlage dargestellt - zu folgen.
Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 LNatSchG NRW sowie den §§ 15-17 in 
Verbindung mit § 20 LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 GO 
NRW.
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IV. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus dem eingeschränkten 
Beteiligungsverfahren nur zu den jagdlichen Regelungen des Landschaftsplanes 
Dortmund geprüft und beschließt, den Empfehlungen der Verwaltung -  wie separat in 
der Anlage 3 dieser Vorlage dargestellt - zu folgen.
Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 LNatSchG NRW sowie § 17 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 20 Abs. 2 LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 
GO NRW.

V. Der Rat der Stadt beschließt den Landschaftsplan Dortmund, bestehend aus textlichen 
Darstellungen, Festsetzungen und Erläuterungen (Band I, Anlage 4), Umweltbericht 
(Band II, Anlage 5), Grundlagenkarte I (Anlage 7), Grundlagenkarte II (Anlage 8), 
Entwicklungskarte (Anlage 9) und Festsetzungskarte (Anlage 10) - einschließlich den 
unter den Punkten 7 und 8 dieser Vorlage genannten Aktualisierungen - als Satzung und 
nimmt die Rechtsgutachtliche Stellungnahme zur Anleinpflicht auf Waldwegen in 
Naturschutzgebieten (Anlage 6) zur Kenntnis. 
Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 3 LNatSchG NRW sowie § 20 LNatSchG 
NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f GO NRW.

VI. Der Rat der Stadt nimmt die personellen Auswirkungen für die Umsetzung des 
Landschaftsplanes Dortmund zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung mit der 
Konkretisierung der Personalbedarfsplanung in einer gesonderten Vorlage für den Rat 
der Stadt. 

VII. Der Rat der Stadt nimmt die mittel- und langfristigen finanziellen Auswirkungen zur 
Kenntnis und beauftragt die Verwaltung mit der Konkretisierung der finanziellen 
Auswirkungen in gesonderten Vorlagen für den Rat der Stadt und mit der Einplanung 
der Mittel in die jährlichen Haushaltspläne. 

VIII. Der Rat der Stadt beauftragt die Verwaltung mit der Information der Bürgerinnen und 
Bürger über die Inhalte des Landschaftsplanes Dortmund und seine Umsetzung.
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Erstellt am:  10.06.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Bezirksvertretung Eving 09.06.2020 öffentlich

11.6
Landschaftsplan Dortmund (Satzung)
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 17243-20)

Beschluss:
Die Bezirksvertretung Eving beschließt – mehrheitlich bei einer Gegenstimme (Herr Leidag, 
CDU) – dem Rat der Stadt Dortmund zu empfehlen, folgenden Beschluss zu fassen: 

I. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange sowie der Bürgerinnen und Bürger geprüft und 
beschließt, den Empfehlungen der Verwaltung - wie in der Anlage 1 dieser Vorlage 
dargestellt - zu folgen.
Rechtsgrundlagen:
§ 11 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz –
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 4. März 2020 (BGBl. I S. 440) in Verbindung mit § 7 Abs. 1 des 
Gesetzes zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzgesetz –
LNatSchG NRW) vom 21. Juli 2000 in der Fassung vom 15. November 2016 (GV 
NRW S. 934 / SGV NRW 791) sowie den §§ 15 und 16 in Verbindung mit § 20 
LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023).

II. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange sowie aus der durchgeführten öffentlichen Auslegung des 
Landschaftsplanes Dortmund geprüft und beschließt, den Empfehlungen der 
Verwaltung - wie in der Anlage 2 dieser Vorlage dargestellt - zu folgen.
Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 LNatSchG NRW sowie den §§ 15-17 in 
Verbindung mit § 20 LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 GO 
NRW.

III. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange sowie der erneut durchgeführten öffentlichen 
Auslegung des Landschaftsplanes Dortmund geprüft und beschließt, den Empfehlungen 
der Verwaltung -  wie in der Anlage 3 dieser Vorlage dargestellt - zu folgen.
Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 LNatSchG NRW sowie den §§ 15-17 in 
Verbindung mit § 20 LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 GO 
NRW.

IV. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus dem eingeschränkten 
Beteiligungsverfahren nur zu den jagdlichen Regelungen des Landschaftsplanes 
Dortmund geprüft und beschließt, den Empfehlungen der Verwaltung -  wie separat in 
der Anlage 3 dieser Vorlage dargestellt - zu folgen.
Rechtsgrundlagen:
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§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 LNatSchG NRW sowie § 17 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 20 Abs. 2 LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 
GO NRW.

V. Der Rat der Stadt beschließt den Landschaftsplan Dortmund, bestehend aus textlichen 
Darstellungen, Festsetzungen und Erläuterungen (Band I, Anlage 4), Umweltbericht 
(Band II, Anlage 5), Grundlagenkarte I (Anlage 7), Grundlagenkarte II (Anlage 8), 
Entwicklungskarte (Anlage 9) und Festsetzungskarte (Anlage 10) - einschließlich den 
unter den Punkten 7 und 8 dieser Vorlage genannten Aktualisierungen - als Satzung und 
nimmt die Rechtsgutachtliche Stellungnahme zur Anleinpflicht auf Waldwegen in 
Naturschutzgebieten (Anlage 6) zur Kenntnis. 
Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 3 LNatSchG NRW sowie § 20 LNatSchG 
NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f GO NRW.

VI. Der Rat der Stadt nimmt die personellen Auswirkungen für die Umsetzung des 
Landschaftsplanes Dortmund zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung mit der 
Konkretisierung der Personalbedarfsplanung in einer gesonderten Vorlage für den Rat 
der Stadt. 

VII. Der Rat der Stadt nimmt die mittel- und langfristigen finanziellen Auswirkungen zur 
Kenntnis und beauftragt die Verwaltung mit der Konkretisierung der finanziellen 
Auswirkungen in gesonderten Vorlagen für den Rat der Stadt und mit der Einplanung 
der Mittel in die jährlichen Haushaltspläne. 

VIII. Der Rat der Stadt beauftragt die Verwaltung mit der Information der Bürgerinnen und 
Bürger über die Inhalte des Landschaftsplanes Dortmund und seine Umsetzung.

Zusatz:
Auf Antrag des Vertreters FBI beschließt – mehrheitlich bei einer Gegenstimme (Herr Leidag, 
CDU) – folgenden Zusatz:
Die Bezirksvertretung Eving bekräftigt ihren Beschluss vom 22.02.2019 und lehnt eine 
Reduzierung der Naturschutzgebietsfläche in ihrem Stadtbezirk ab.
Sie empfiehlt dem Rat der Stadt, die maximale Größe des Naturschutzgebietes „Auf dem 
Brink“ zu beschließen.
Die Bezirksvertretung Eving empfiehlt zudem eine Anleinpflicht für Hunde in den 
Naturschutzgebieten in ihrem Stadtbezirk, da diese zunehmend durch freilaufende Hunde, die 
in Gewässern Amphibienlaich zertreten, Wasservögel und Rehkitze jagen, geschädigt werden.
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Erstellt am:  12.06.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Bezirksvertretung Mengede 10.06.2020 öffentlich

zu TOP 11.13
Landschaftsplan Dortmund (Satzung)
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 17243-20)

Die SPD-Fraktion wird der Empfehlung nicht folgen, wegen
 der Einstufung des Gewerbegebiets Groppenbruch
 den Ausführungen zur Hundeanleinpflicht ab 2022

Die CDU-Fraktion schließt der Nichtempfehlung an.

Empfehlung
Die Bezirksvertretung Mengede folgt der Empfehlung einstimmig nicht, der Rat der Stadt 
möge die Punkte I bis VIII beschließen.
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Erstellt am:  17.06.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Bezirksvertretung Innenstadt-Ost 16.06.2020 öffentlich

zu TOP 11.10
Landschaftsplan Dortmund (Satzung)
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 17243-20)

Die Bezirksvertretung Innenstadt-Ost regt an, dass bei Fortschreibung des 
Landschaftsplans perspektivisch das grundsätzliche Anleinen von Hunden 
berücksichtigt wird (Eingabe TOP 4.4).

Die Bezirksvertretung Innenstadt-Ost empfiehlt mehrheitlich mit den Stimmen der 
SPD-Fraktion (2), der CDU-Fraktion (3), der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (4), der 
Fraktion Die Linke & Piraten (2) und Herrn Marcinkowski (parteilos) gegen die 
Stimme der Fraktion FDP/KE (2) und Herrn Hartleif (CDU-Fraktion) bei Enthaltung 
von Herrn Warnsdorf (CDU-Fraktion) dem Rat der Stadt Dortmund, folgenden 
Beschluss unter Berücksichtigung der o. g. Ergänzung zu fassen:

Beschluss
I. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der 

Behörden und Träger öffentlicher Belange sowie der Bürgerinnen und Bürger geprüft 
und beschließt, den Empfehlungen der Verwaltung - wie in der Anlage 1 dieser Vorlage 
dargestellt - zu folgen.

Rechtsgrundlagen:
§ 11 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz –
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 4. März 2020 (BGBl. I S. 440) in Verbindung mit § 7 Abs. 1 des Gesetzes 
zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzgesetz – LNatSchG 
NRW) vom 21. Juli 2000 in der Fassung vom 15. November 2016 (GV NRW S. 934 / 
SGV NRW 791) sowie den §§ 15 und 16 in Verbindung mit § 20 LNatSchG NRW sowie 
in Verbindung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW 
S. 666 / SGV NRW 2023).

II. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange sowie aus der durchgeführten öffentlichen Auslegung des 
Landschaftsplanes Dortmund geprüft und beschließt, den Empfehlungen der 
Verwaltung - wie in der Anlage 2 dieser Vorlage dargestellt - zu folgen.

Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 LNatSchG NRW sowie den §§ 15-17 in 
Verbindung mit § 20 LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 GO 
NRW.

III. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange sowie der erneut durchgeführten öffentlichen 
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Auslegung des Landschaftsplanes Dortmund geprüft und beschließt, den Empfehlungen 
der Verwaltung -  wie in der Anlage 3 dieser Vorlage dargestellt - zu folgen.

Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 LNatSchG NRW sowie den §§ 15-17 in 
Verbindung mit § 20 LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 GO 
NRW.

IV. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus dem eingeschränkten 
Beteiligungsverfahren nur zu den jagdlichen Regelungen des Landschaftsplanes 
Dortmund geprüft und beschließt, den Empfehlungen der Verwaltung -  wie separat in 
der Anlage 3 dieser Vorlage dargestellt - zu folgen.

Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 LNatSchG NRW sowie § 17 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 20 Abs. 2 LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 
GO NRW.

V. Der Rat der Stadt beschließt den Landschaftsplan Dortmund, bestehend aus textlichen 
Darstellungen, Festsetzungen und Erläuterungen (Band I, Anlage 4), Umweltbericht 
(Band II, Anlage 5), Grundlagenkarte I (Anlage 7), Grundlagenkarte II (Anlage 8), 
Entwicklungskarte (Anlage 9) und Festsetzungskarte (Anlage 10) - einschließlich den 
unter den Punkten 7 und 8 dieser Vorlage genannten Aktualisierungen - als Satzung und 
nimmt die Rechtsgutachtliche Stellungnahme zur Anleinpflicht auf Waldwegen in 
Naturschutzgebieten (Anlage 6) zur Kenntnis. 

Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 3 LNatSchG NRW sowie § 20 LNatSchG 
NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f GO NRW.

VI. Der Rat der Stadt nimmt die personellen Auswirkungen für die Umsetzung des 
Landschaftsplanes Dortmund zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung mit der 
Konkretisierung der Personalbedarfsplanung in einer gesonderten Vorlage für den Rat 
der Stadt. 

VII. Der Rat der Stadt nimmt die mittel- und langfristigen finanziellen Auswirkungen zur 
Kenntnis und beauftragt die Verwaltung mit der Konkretisierung der finanziellen 
Auswirkungen in gesonderten Vorlagen für den Rat der Stadt und mit der Einplanung 
der Mittel in die jährlichen Haushaltspläne. 

VIII. Der Rat der Stadt beauftragt die Verwaltung mit der Information der Bürgerinnen und 
Bürger über die Inhalte des Landschaftsplanes Dortmund und seine Umsetzung.



Auszug aus der nicht genehmigten Niederschrift

Erstellt am:  18.06.2020

Gremium: Sitzungsdatum: Sitzungsart:

Bezirksvertretung Huckarde 17.06.2020 öffentlich

zu TOP 11.1.10
Landschaftsplan Dortmund (Satzung)
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 17243-20)

Beschluss:
Die Bezirksvertretung Huckarde empfiehlt dem Rat der Stadt einstimmig, bei 1 Enthaltung 
(Herr Brück, Die Rechte), den folgenden Beschluss zu fassen und erweitert die Empfehlung 
um den unten aufgeführten Zusatzantrag:

I. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange sowie der Bürgerinnen und Bürger geprüft und 
beschließt, den Empfehlungen der Verwaltung - wie in der Anlage 1 dieser Vorlage 
dargestellt - zu folgen.

Rechtsgrundlagen:
§ 11 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz –
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 4. März 2020 (BGBl. I S. 440) in Verbindung mit § 7 Abs. 1 des 
Gesetzes zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzgesetz –
LNatSchG NRW) vom 21. Juli 2000 in der Fassung vom 15. November 2016 (GV 
NRW S. 934 / SGV NRW 791) sowie den §§ 15 und 16 in Verbindung mit § 20 
LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023).

II. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange sowie aus der durchgeführten öffentlichen Auslegung des 
Landschaftsplanes Dortmund geprüft und beschließt, den Empfehlungen der 
Verwaltung - wie in der Anlage 2 dieser Vorlage dargestellt - zu folgen.

Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 LNatSchG NRW sowie den §§ 15-17 in 
Verbindung mit § 20 LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 GO 
NRW.

III. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange sowie der erneut durchgeführten öffentlichen 
Auslegung des Landschaftsplanes Dortmund geprüft und beschließt, den Empfehlungen 
der Verwaltung -  wie in der Anlage 3 dieser Vorlage dargestellt - zu folgen.

Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 LNatSchG NRW sowie den §§ 15-17 in 
Verbindung mit § 20 LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 GO 
NRW.
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IV. Der Rat der Stadt hat die Stellungnahmen aus dem eingeschränkten 
Beteiligungsverfahren nur zu den jagdlichen Regelungen des Landschaftsplanes 
Dortmund geprüft und beschließt, den Empfehlungen der Verwaltung -  wie separat in 
der Anlage 3 dieser Vorlage dargestellt - zu folgen.

Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 LNatSchG NRW sowie § 17 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 20 Abs. 2 LNatSchG NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 
GO NRW.

V. Der Rat der Stadt beschließt den Landschaftsplan Dortmund, bestehend aus textlichen 
Darstellungen, Festsetzungen und Erläuterungen (Band I, Anlage 4), Umweltbericht 
(Band II, Anlage 5), Grundlagenkarte I (Anlage 7), Grundlagenkarte II (Anlage 8), 
Entwicklungskarte (Anlage 9) und Festsetzungskarte (Anlage 10) - einschließlich den 
unter den Punkten 7 und 8 dieser Vorlage genannten Aktualisierungen - als Satzung und 
nimmt die Rechtsgutachtliche Stellungnahme zur Anleinpflicht auf Waldwegen in 
Naturschutzgebieten (Anlage 6) zur Kenntnis. 

Rechtsgrundlagen:
§ 11 BNatSchG in Verbindung mit § 7 Abs. 3 LNatSchG NRW sowie § 20 LNatSchG 
NRW sowie in Verbindung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f GO NRW.

VI. Der Rat der Stadt nimmt die personellen Auswirkungen für die Umsetzung des 
Landschaftsplanes Dortmund zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung mit der 
Konkretisierung der Personalbedarfsplanung in einer gesonderten Vorlage für den Rat 
der Stadt. 

VII. Der Rat der Stadt nimmt die mittel- und langfristigen finanziellen Auswirkungen zur 
Kenntnis und beauftragt die Verwaltung mit der Konkretisierung der finanziellen 
Auswirkungen in gesonderten Vorlagen für den Rat der Stadt und mit der Einplanung 
der Mittel in die jährlichen Haushaltspläne. 

VIII. Der Rat der Stadt beauftragt die Verwaltung mit der Information der Bürgerinnen und 
Bürger über die Inhalte des Landschaftsplanes Dortmund und seine Umsetzung.

Beschluss:
Die Bezirksvertretung Huckarde beschließt mehrheitlich bei einer Gegenstimme (Herr Eker-
Bündnis90/Die Grünen) und einer Enthaltung (Herr Brück – Die Rechte) folgenden 
geneinsamen Zusatzantrag der SPD-Fraktion und der CDU-Fraktion zum TOP 11.1.10 
Landschaftsplan Dortmund (Satzung):

1) Die Fraktionen fordern, dass im Landschaftsplan für den Stadtbezirk Huckarde im Ortsteil 
Deusen ebenso wie im Ortsteil Wischlingen, hier konkret am Wischlinger Weg Flächen für 
Wohnbebauung vorgehalten werden. Bzgl. der Fläche am Wischlinger Weg ist auch eine 
eventuell zu errichtende Kita zu berücksichtigen.
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Bzgl. Deusen sollen auch Flächen für infrastrukturelle nicht gewerbliche Nutzung und ein 
Einzelhändler berücksichtigt werden.

2) Ferner bitten die Fraktionen in der nächsten Sitzung um einen / mehrere Referenten, die in 
der Bezirksvertretung den Landschaftsplan Dortmund auf den Stadtbezirk herunterbrechen 
und erläutern.

Begründung:

1) Die Begründungen sind vielschichtig. Der Stadtbezirk Huckarde verfügt über aktuell 
wenige Flächen, die für Wohnbebauung genutzt werden können, hier bedarf es dringend einer 
Ausweitung der Flächen für innovative Wohnkonzepte über den Landschaftsplan. Weitere 
Argumente erfolgen mündlich.

2) eine derartig umfangreiche Vorlage, neben vielen anderen wichtigen Belangen des Bezirkes 
verdient besondere Beachtung – dieses ist in dem Umfang, mitunter in der kürze der Zeit, 
nicht machbar.
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